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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission 
für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die besondere Marktlage verschiedener Saatgutarten ist durch 
die Notwendigkeit gekennzeichnet, wettbewerbsfähige Preise 
im Verhältnis zu den Weltmarktpreisen aufrecht zu erhalten. 
Daher muß durch geeignete Maßnahmen sowohl die Stabilität 
des Marktes als auch ein angemessenes Einkommen der Saat- 
guterzeuger gesichert werden. 


B. Lösung 

Die vorgeschlagene Verordnung betrifft folgendes Saatgut: 
Hybridmais, trockene, ausgelöste Hülsenfrüchte und bestimmte 
Futtergräser. Sie sieht die Möglichkeit vor, zur Erzeugung 
dieses Saatguts Beihilfen aus dem Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) — Sektion 
Garantie — zu gewähren nach einem System der Pauschal- 
festsetzung nach Doppelzentner erzeugtes Saatgut. 


C. Alternativen 

Wurden nicht erörtert. 


D. Vorschlag 

Der Bundesrat nimmt von dem Vorschlag der EG-Kommission 
Kenntnis mit der Maßgabe, daß Hybridmais nicht in die gemein- 
same Marktorganisation einbezogen wird. 


Einstimmiger Beschluß des Ausschusses. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der EG-Kommission für eine Verordnung (EWG) 
des Rates zur Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 

für Saatgut 

— Drucksache VI/ 1007 — 


A. Bericht des Abgeordneten Helms 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde vom 
Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 24. Juli 1970 
an den Ausschuß für Wirtschaft zur Mitberatung und 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend überwiesen. 

Der Vorschlag der EG-Kommission betrifft die ver- 
schiedenen Saatgutarten, die noch keiner gemein- 
samen Marktorganisation unterworfen sind. Dabei 
handelt es sich um die trockenen, ausgelösten Hül- 
senfrüchte zur Aussaat und bestimmte Futtergräser, 
nämlich die Rai-, Schwingel- und Rispengräser, mit 
Ausnahme der Rasensorten, das Wiesenliesch- und 
das gemeine Knaueigras. Ferner ist der Hybridmais 
in die vorgeschlagene Verordnung einbezogen wor- 
den. Er ist zwar bereits in der Getreideverordnung 
enthalten. Es hat sich jedoch gezeigt, daß die Schutz- 
wirkung dieser Verordnung, deren Zollsatz auf 4 °/o 
konsolidiert ist, für Hybridmais nicht immer aus- 
reicht. 

Der gemeinsame Markt für Saatgut wird augen- 
blicklich dadurch gekennzeichnet, daß für einige 
Arten, insbesondere für verschiedene Futtergräser, 
in den Mitgliedstaaten die Erzeugung nur dann fort- 
gesetzt werden kann, wenn ein gewisser Schutz den 
Erzeugern ein angemessenes Einkommen sichert. Die 
nationalen Schutzmaßnahmen sind unterschiedlich 
und sollen durch die gemeinsame Marktorganisation 
ersetzt werden. 

Bei der Saatguterzeugung handelt es sich um eine 
hoch spezialisierte Tätigkeit, der die EG-Kommission 


besondere Bedeutung beimißt und die sie durch 
technische Regelungen über eine Beschränkung des 
gewerbsmäßigen Verkehrs auf erstklassiges Saatgut 
eine amtliche Qualitätskontrolle fördert. 

Durch die vorgeschlagene Verordnung sollen Bei- 
hilfen für die Saatguterzeugung gewährt werden, die 
für die Erzeuger die Sicherung eines angemessenen 
Ertrages anstreben, dabei jedoch die unrentable 
Saatgutkultur verhindern. Diese Beihilfe wird vom 
Rat zu einem in der ganzen Gemeinschaft einheit- 
lichen Satz für jede Art und für die Dauer eines gan- 
zen Vermarktungsjahres festgelegt. 

Die vom EAGFL — Sektion Garantie — zu tra- 
genden Beihilfenkosten werden für Hybridmais auf 
höchstens 3 Millionen Rechnungseinheiten — RE — 
und für die Futtergräser auf 2,18 Millionen RE ge- 
schätzt. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat 
gegen die vorgeschlagene Regelung keine Bedenken 
unter der Voraussetzung, daß „Hybridmais zur Aus- 
saat" nicht in die gemeinsame Marktorganisation für 
Saatgut einbezogen wird. Diese Auffassung wird 
vom Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, der den Vorschlag in seiner Sitzung am 
10. Dezember 1970 beraten hat, einhellig geteilt. 
Aus deutscher Sicht besteht kein Interesse daran, 
Hybridmais zur Aussaat aus der Getreideverord- 
nung (Verordnung Nr. 120/67/EWG vom 13. Juni 
1967, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 117 vom 19. Juni 1967) mit dem konsolidierten 
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Zollsatz von 4 ®/o herauszunehmen und in die vor- 
geschlagene Verordnung einzubeziehen. Vielmehr 
richtet sich das deutsche Interesse nur auf den Schutz 
der Saatguterzeugung für Futtergräser. Mit dieser 
Maßgabe, die sich im Ausschußantrag niederschlägt, 
hat der Ausschuß die Vorlage zur Kenntnis genom- 
men. 


Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den Vor- 
schlag der EG-Kommission mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, die Bundesregierung zu er- 
suchen, darauf hinzuwirken, daß „Hybridmais zur 
Aussaat" nicht in die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Saatgut einbezogen wird. 


Bonn, den 15. Januar 1971 


Helms 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
VI/1007 — - mit folgender Stellungnahme zur Kenntnis 
zu nehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei ihren 
Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, 
daß „Hybridmais zur Aussaat" nicht in die vor- 
geschlagene gemeinsame Marktorganisation für 
Saatgut einbezogen wird. 


Bonn, den 15. Januar 1971 


Der Ausschuß für Ernährung 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Helms 

Vorsitzender Berichterstatter 
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